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NEUES AUS BERLIN 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

Wir brauchen 
jetzt die  
Bundesnotbremse  
Die SPD-Bundestagsfraktion  
befürwortet die Einführung  
von bundeseinheitlichen Re-
geln zur Bekämpfung der Pan-
demie. Gleichzeitig hat sie die 
weitere Erhöhung der Kinder-
krankentage durchgesetzt. 
 
Die Bundesregierung will zur Bekämp-
fung der Corona-Pandemie bundes-
einheitliche Regelungen einführen. 
Mit einer bundesweit verpflichtenden 
„Notbremse“ sollen die Infektionszah-

len gesenkt werden. „Hohe Inzidenz-
werte und immer mehr Patienten auf 
den Intensivstationen der Kranken-
häuser – die Fakten sprechen eine 
deutliche Sprache: Wir müssen die 
dritte Welle der Corona-Pandemie 
jetzt brechen“, sagt Rolf Mützenich, 
Vorsitzender der SPD-Bundestags-
fraktion. „Seit Beginn der Krise wissen 
wir: Die Pandemie kennt weder Län-
der- noch Kreis- oder Stadtgrenzen. 
Wir werden das Virus nur in den Griff 
bekommen, wenn Bundestag, Bun-
desregierung und die Bundesländer 
an einem Strang ziehen“, so Mützeni 
ch am Ende der Sitzungswoche.  
 
Nachvollziehbar und rechtssicher 
 
Ziel ist, das Krisenmanagement ins-
gesamt auf eine rechtssichere, ein-
heitliche und für die Bevölkerung 
nachvollziehbare Grundlage zu stel-
len. In den Verhandlungen mit der 
Union konnte die SPD-Bundestags-
fraktion bereits wichtige Punkte 
durchsetzen: Rechtsverordnungen 
der Bundesregierung stehen immer 
unter einem Zustimmungsvorbehalt 
des Bundestages. Darüber hinaus 
wird die Zahl der Kinderkrankentage 
erhöht und im Arbeitnehmerschutzge-
setz eine Testangebotspflicht in Un-
ternehmen festgelegt. 
 
Die Notbremse soll ab einer Sieben-
Tage-Inzidenz von 100, bezogen auf 
den jeweiligen Landkreis bzw. die 
kreisfreie Stadt, gelten. Zu den 
Schutzmaßnahmen, die dann einge-
führt werden müssen, gehören unter 
anderem Ausgangsbeschränkungen 
zwischen 21 und 5 Uhr und weitrei-
chende Schließungen des Einzelhan-
dels. Präsenzunterricht darf nur statt-
finden, wenn Schüler und Schülerin-
nen zweimal pro Woche getestet wer-
den. Ab der Inzidenz von 200 müssen 
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die Schulen in den Fernunterricht 
wechseln.  
 
Zudem wird die Bundesregierung er-
mächtigt, Schutzmaßnahmen gegen 
die Verbreitung des Coronavirus mit 
Zustimmung des Bundesrates und des 
Deutschen Bundestages zu erlassen. 
Es können besondere Regelungen für 
Personen vorgesehen werden, bei de-
nen aufgrund einer Immunisierung 
oder eines Testergebnisses hinsicht-
lich des Nichtvorliegens einer Infek-
tion mit dem Coronavirus mit hoher 
Wahrscheinlichkeit davon ausgegan-
gen werden kann, dass sie als Über-
träger des Coronavirus nicht mehr in 
Frage kommen.  
 
Das Bundeskabinett hat diese Formu-
lierungshilfe zum Vierten Gesetz zum 
Schutz der Bevölkerung bei einer epi-
demischen Lage von nationaler Trag-
weite am Dienstag beschlossen, am 
Freitag wird der Bundestag das Ge-
setz in Erster Lesung beraten. Kom-
menden Mittwoch soll es verabschie-
det werden, am Donnerstag geht es 
dann in den Bundesrat. 
 
Die Notbremse soll nur so lange grei-
fen können, wie der Deutsche Bun-
destag eine epidemische Lage von na-
tionaler Tragweite nach Paragraf 5 
des Infektionsschutzgesetzes festge-
stellt hat. Vizekanzler Olaf Scholz 
(SPD) zeigte sich zuversichtlich, dass 
das Gesetz in der nächsten Woche mit 
«klugen Feinjustierungen» vom Bun-
destag beschlossen werde. Für die 
Bürgerinnen und die Bürger sei dies 
dann „auch ein Zeitpunkt, wo sie er-
löst werden von der verwirrenden De-
batte, dass jede Stunde irgendjemand 
was Neues sagt“. 
 
 

So sieht unsere  
Öffnungsstrategie aus 
 
Die dritte Welle muss gebro-
chen werden. Aber es geht 
auch darum, jetzt Öffnungs-
perspektiven anzubieten. Die 
SPD-Fraktion setzt sich des-
halb für den Ausbau von Pro-
duktionskapzitäten von Impf-
stoffen ein. Für Kinder und Ju-
gendliche muss es ein großes 
Corona-Aufholpaket geben. 
 
Die SPD-Bundestagsfraktion setzt da-
rauf, dass die Infektionszahlen mit ei-
nem einheitlichen Vorgehen von Bund 
und Ländern und nachvollziehbaren 
Regelungen für die Bürgerinnen und 
Bürger dauerhaft gesenkt werden 
können. Dafür ist es dringend not-
wendig, die Notbremse im Infektions-
schutzgesetz zu verankern, damit sie 
bundeseinheitlich umgesetzt wird.  
 
Gleichzeitig wollen die SPD-Abgeord-
neten den Menschen eine Perspektive 
für eine transparente und verantwor-
tungsvolle Öffnung des kulturellen 
und wirtschaftlichen Bereichs geben.  
Entscheidend für den Erfolg von Öff-
nungsstrategien ist der SPD-Fraktion 
zufolge eine effektive Nachverfolgung 
von Corona-Kontakten. Digitale Lö-
sungen zur Übertragung von Kontak-
tinformationen an die Gesundheits-
ämter können helfen, die Kontakt-
nachverfolgung im Alltag zu vereinfa-
chen, zu beschleunigen und die Ge-
sundheitsämter zu entlasten.  
 
Darüber hinaus ist ein effektiver Aus-
bau von Produktionskapazitäten für 
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Impfstoffe und Tests sowie das Vo-
rantreiben der Forschung an Medika-
menten gegen COVID notwendig. Be-
nötigt wird zudem zeitnah eine bun-
deseinheitliche Klarstellung, dass Ge-
impfte bei den Öffnungsstrategien 
gleich behandelt werden wie Perso-
nen, die ein negatives Testergebnis 
vorweisen können. 
 
Für die SPD-Bundestagfraktion steht 
fest, dass angesichts der weiteren 
Einschränkungen die Hilfsprogramme 
für Familien, Betriebe und Beschäf-
tigte unter anderem in Gastronomie, 
Kultur und Tourismus aufgestockt und 
bis zum Jahresende verlängert wer-
den müssen.  
 
Kinder und Jugendliche brauchen ein 
großes Corona-Aufhol-Paket, das auf-
getretene Lernrückstände in den Blick 
nimmt, aber nicht dabei stehen bleibt. 
Mit zwei Milliarden Euro müssen ne-
ben der Nachhilfeunterstützung auch 
zusätzliche soziale Arbeit gerade bei 
Schulen mit besonderen sozialen Her-
ausforderungen und kinder- und ju-
gendgerechte Bildungs- und Erho-
lungsangebote in den Schulferien fi-
nanziert werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Gute Finanzpolitik 
gegen die Krise  
 
Um die Folgen der Pandemie 
weiter abzufedern und die 
Impfkampagne sowie die 
Test-Strategie finanzieren zu 
können, will die Bundesregie-
rung einen Nachtragshaushalt 
auf den Weg bringen.  
 
Die verschiedenen Hilfen für Arbeit-
nehmer:innen und Wirtschaft haben 
den Finanzbedarf der öffentlichen 
Kassen während der Corona-Pande-
mie bereits deutlich ansteigen lassen. 
Nun sind noch einmal erhebliche Fi-
nanzmittel für eine wirksame Impf-
kampagne und eine umfassende Test-
strategie nötig. Diese sind zentrale 
Voraussetzungen, um die Pandemie 
zu bewältigen. Der Nachtragshaushalt 
enthält daher unter anderem Mehr-
ausgaben beim Bundesgesundheits-
ministerium in Höhe von 8,7 Milliar-
den Euro, davon sind 6,2 Milliarden 
Euro für die Beschaffung von Impf-
stoffen vorgesehen.  
 
Auch für die wirtschaftliche Bewälti-
gung der Pandemie sind weitere Fi-
nanzmittel notwendig. Um 25,5 Milli-
arden Euro werden die Hilfen für Un-
ternehmen und Selbstständige aufge-
stockt. Damit stehen im Jahr 2021 
insgesamt 65 Milliarden Euro für Wirt-
schaftshilfen zur Verfügung, die im 
ganzen Land stark nachgefragt wer-
den und Unternehmen und damit 
auch Arbeitsplätze schützen.  
 
Mit dem Nachtragshaushalt werden 
darüber hinaus weitere, bereits be-
schlossene Hilfen finanziell realisiert, 
zum Beispiel der erneute Kinderbonus 
in Höhe von 150 Euro pro Kind. 
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Finanzminister Olaf Scholz (SPD) hat 
die weitere deutliche Erhöhung der 
Neuverschuldung des Bundes als un-
erlässlich zur erfolgreichen Bewälti-
gung der Corona-Pandemie vertei-
digt. „Wir müssen noch durchhalten“, 
sagte der SPD-Politiker am Donners-
tag im Bundestag bei der ersten Be-
ratung eines Nachtragshaushalts, der 
insgesamt 60,4 Milliarden Euro zu-
sätzliche Kreditaufnahme vorsieht. 
„Das gilt natürlich auch für das, was 
wir finanziell stemmen müssen, um 
sicherzustellen, dass die wirtschaftli-
chen, sozialen und gesundheitlichen 
Folgen dieser Krise nicht so negativ 
sind, wie sie ohne aktive Fiskalpolitik, 
ohne aktive Politik des Haushaltsge-
setzgebers wären.“ 
 
Pandemiebedingt verringern sich die 
Steuereinnahmen in diesem Jahr um 
schätzungsweise 8,8 Milliarden Euro 
gegenüber der ursprünglichen Pla-
nung. Mit weiteren 9,4 Milliarden Euro 
vollzieht der Entwurf finanzielle Belas-
tungen nach, etwa bei den Zinsausga-
ben oder dem geringeren Bundes-
bankgewinn.  
 
Darüber hinaus wird Geld bereitge-
stellt, um im weiteren Jahresverlauf 
schnell auf die weitere Entwicklung 
der Pandemie reagieren zu können. 
Die bereits existierende Vorsorge soll 
um weitere acht Milliarden Euro auf 
dann 43 Milliarden Euro aufgestockt 
werden. Bürgerinnen und Bürger, Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 
Selbstständige und Unternehmen 
können sich darauf verlassen, dass 
die Hilfen so lange zur Verfügung ste-
hen, wie sie benötigt werden.  
 
 
 

Wo kein Homeoffice 
möglich ist, 
müssen Tests 
angeboten werden 
Dass Unternehmen ihren Mit-
arbeitern Corona-Tests anbie-
ten, ist ein wichtiger Baustein 
in der Pandemiebekämpfung. 
Wer nicht im Homeoffice ar-
beiten kann und sich deshalb 
täglich zwischen Familie und 
Arbeitsplatz bewegt, hat ein 
Infektionsrisiko, das auf diese 
Weise kontrolliert wird.  
 
Eine große Mehrheit von Arbeitneh-
mer:innen wünscht sich diese Tests. 
Eine ganze Reihe von Arbeitgeber:in-
nen haben sie bereits auf freiwilliger 
Basis angeboten. Leider hat das Prin-
zip Verantwortung auch in diesem Be-
reich nicht ausreichend funktioniert. 
Deshalb ist die neue Test-Angebots-
pflicht für die Unternehmen jetzt der 
richtige Schritt, um die Wirtschaft 
verbindlich in das Netzwerk der Infek-
tionskontrolle zu integrieren. Und wo 
die neue Testpflicht zu mehr Home-
office anregt, gewinnen wir auch ge-
gen die Pandemie. 
 
Nach einer Umfrage im Auftrag der 
Bundesregierung wurden zuletzt 61 
Prozent aller Beschäftigten von ihren 
Arbeitgeber:innen Corona-Tests an-
geboten. Eine Reihe weiterer Arbeit-
geber haben ihren Mitarbeiter:innen 
Tests zeitnah in Aussicht gestellt. Ad-
diert man die beiden Gruppen auf, 
würden etwa 70 Prozent der Beschäf-
tigten mit einem Testangebot ver-
sorgt. „Das ist nicht genug“, sagt Vi-
zekanzler Olaf Scholz. Die SPD legt 
die Zielmarke auf 90 Prozent. 
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Was ist geplant? Vor allem die SPD 
hat darauf gedrungen, dass die Unter-
nehmen zu den Testangeboten ver-
pflichtet werden. Bislang hatten CDU 
und CSU dies abgelehnt. Jetzt hat die 
SPD mehr Gesundheitsschutz am Ar-
beitsplatz durchgesetzt. Die Test-Re-
gelung sieht vor, dass alle Beschäftig-
ten, die nicht im Homeoffice sind, das 
Recht auf einen Corona-Test pro Wo-
che bekommen. Wer viel engen Kun-
denkontakt hat oder in Gemein-
schaftsunterkünften lebt, soll An-
spruch auf zwei Tests haben. 
 
Was sollen die Tests bringen? Die 
Schnell- oder Selbsttests sollen hel-
fen, Corona-Infektionen zu entde-
cken, die noch keine deutlichen 
Symptome zeigen. Aus wissenschaft-
licher Sicht können die Tests eine In-
fektion allerdings nicht zuverlässig 
ausschließen. Selbst bei korrekter An-
wendung sei es bei einem negativen 
Test „lediglich weniger wahrschein-
lich“ für andere ansteckend zu sein, 
erklärt das Robert-Koch-Institut. Vor 
allem bei Infizierten ohne Symptome 
besteht durchaus die Gefahr falsch-
negativer Ergebnisse.  
 
Unklar ist jedoch, ob man dann für 
andere überhaupt ansteckend ist oder 
nicht. Wissenschaftler:innen weisen 
auch darauf hin, dass die Tests nur 
Momentaufnahmen sind. Die Tester-
gebnisse sind nur für etwa einen Tag 
aussagekräftig. Neben dem wöchent-
lichen Test im Büro ist also ein kos-
tenloser Test in den öffentlichen Test-
zentren ratsam. 
 
Was bedeutet eine Testpflicht für die 
Unternehmen? Die Arbeitgeber sollen 
die Tests allen Beschäftigten zur Ver-
fügung stellen, die nicht im Home-
office arbeiten. Sie müssen jedoch 
nicht dokumentieren, ob ihre Beschäf-
tigten die Tests auch in Anspruch neh-

men. Kleine und mittelständische Un-
ternehmen können Hilfen beantra-
gen: Für Schnelltests gibt es über die 
Überbrückungshilfe III Förderung. 
 
Wie kommen Unternehmen an die 
Tests? Wer jetzt erst anfängt, Ange-
bote einzuholen, der braucht wahr-
scheinlich eine Anlaufzeit von zwei bis 
drei Wochen, bis die Tests tatsächlich 
im Unternehmen verfügbar sind. 
 
Wie hoch ist die Ansteckungsgefahr 
am Arbeitsplatz? Führende Aerosol-
Forscher*innen aus Deutschland be-
tonen, Sars-CoV-2 werde fast aus-
nahmslos in Innenräumen übertra-
gen. Anstecken kann man sich also 
nicht nur bei einem direkten Treffen 
mit einem Infizierten, sondern auch in 
einem leeren, schlecht belüfteten 
Raum, in dem sich zuvor eine infekti-
öse Person aufgehalten hat. Berliner 
Mobilitätsforscher*innen fordern des-
halb, dass man Mehrpersonenbüros 
nur noch mit gültigem Schnelltest 
oder nach Impfung betreten darf – 
oder alle müssten dort FFP2-Masken 
tragen. 
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Kinderrechte gehören 
ins Grundgesetz 
Mit klar formulierten Kinder-
rechten im Grundgesetz will 
die SPD-Bundestagsfraktion 
das Kindswohl mehr ins Zent-
rum der Gesellschaft rücken. 
Mit der ersten Lesung des Ge-
setzentwurfes kommt das Vor-
haben einen wichtigen Schritt 
voran. 
 
Die SPD-Bundestagsfraktion kämpft 
dafür, dass die Rechte von Kindern 
und Jugendlichen als eigenständiges 
Grundrecht im deutschen Grundge-
setz verankert werden. Über einen 
entsprechenden Gesetzentwurf der 
Bundesregierung hat der Bundestag 
am Donnerstag in erster Lesung bera-
ten. Die in dem Entwurf vorgeschla-
gene Ergänzung des Art. 6 im Grund-
gesetz verfolgt das Ziel, die Sichtbar-
keit der sogenannten „Kinderrechte“ 
deutlich zu erhöhen und den Akteuren 
in Exekutive, Legislative und Judika-
tive die zentrale Bedeutung von Kin-
dern und Jugendlichen für die Gesell-
schaft vor Augen zu führen.  
 
Die Grundrechtsänderung zielt darauf 
ab, dass Kinder und Jugendliche zu-
künftig von der Verfassung nicht als 
„kleine Erwachsene“, sondern als ei-
genständige Grundrechtsträgerinnen 
und Grundrechtsträger anerkannt 
werden. Hierdurch wird insbesondere 
unterstrichen, dass Heranwachsende 
besonders geschützt, gefördert und 
ernst genommen werden müssen, 
wodurch auch dem Rechtsgut des Kin-
deswohls zukünftig Verfassungsrang 
zukäme. 

„Die Rechte von Kindern werden so 
öfter zum Maßstab staatlichen Han-
delns“, sagt SPD-Fraktionsvizin Katja 
Mast. „Mit klar formulierten Kinder-
rechten im Grundgesetz rücken wir 
das Kindswohl mehr ins Zentrum un-
serer Gesellschaft. Genau deshalb 
machen wir Sozialdemokratinnen und 
Sozialdemokraten uns seit vielen Jah-
ren für Kinderrechte stark und haben 
diese in den Koalitionsverhandlungen 
durchgesetzt“, so Mast.  
 
Die SPD-Bundestagsfraktion ist über-
zeugt, dass sich die Verankerung der 
Kinderrechte im Grundgesetz nach-
haltig auf den Alltag von Kindern und 
Jugendlichen in Deutschland auswir-
ken würde. Zwar reicht eine Änderung 
des Grundgesetzes allein nicht aus, 
dass umgehend neue Spielplätze, 
mehr Zebrastreifen geschaffen oder 
die Kinderarmut auf einen Schlag be-
seitigt würde, aber der grundsätzliche 
Anspruch auf Schutz, Förderung und 
Beteiligung von Kindern mit Verfas-
sungsrang wäre ein Anfang mit Sig-
nalwirkung, der sämtliche staatlichen 
Stellen für die Belange von Kindern 
und ihren Familien sensibilisieren 
könnte. So würden die Kinderrechte 
im Grundgesetz eine starke Basis für 
eine gute, kindgerechte Politik schaf-
fen und die handelnden Akteure in die 
Pflicht nehmen, sich stärker für die In-
teressen von Kindern und Jugendli-
chen einzusetzen.  
 
Ungeachtet der beachtlichen Signal-
wirkung einer Grundgesetzänderung 
bleibt es aber auch in Zukunft die Auf-
gabe der Politik auf Bundes-, Landes- 
und Kommunalebene, die Familienpo-
litik unermüdlich voranzutreiben und 
den Schutz von Heranwachsenden be-
sonders in den Blick zu nehmen. 
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Der auf nachdrückliches Betreiben der 
SPD-Fraktion hin eingebrachte Ge-
setzentwurf drohte bis zuletzt am Wi-
derstand der Union zu scheitern, so-
dass eine gemeinsame Formulierung 
für die Einleitung des parlamentari-
schen Verfahrens erst nach zähem 
Ringen erzielt werden konnte. 
 
Jetzt gilt es, gemeinsam einen Weg 
für Zweidrittelmehrheiten in Bundes-
tag und Bundesrat zu finden. Hierzu 
führt die SPD-Fraktion Gespräche mit 
allen demokratischen Fraktionen im 
Deutschen Bundestag führen. Mit der 
Ersten Lesung im Deutschen Bundes-
tag sind wir auf dem Weg, Kinder-
rechte im Grundgesetz zu verankern, 
einen wichtigen Schritt vorangekom-
men. Jetzt kommt es im anstehenden 
parlamentarischen Verfahren darauf 
an, diese hart erkämpfte Chance zu 
nutzen. Das sind wir unseren Kindern 
und auch den Familien in Deutschland 
schuldig. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
www.schwarzelühr-sutter.de 
 

Die  
Gleichstellungsstiftung 
kommt 
Die von der SPD-Fraktion 
durchgesetzte Bundesstiftung 
zur Gleichstellung von Frauen 
und Männern soll forschen, 
beraten, und vernetzen – und 
sie soll so den Kulturwandel 
vorantreiben.   
 
Die Ursachen für die Ungleichbehand-
lung der Geschlechter haben Struktur. 
Deshalb ist es wichtig, die strukturelle 
Benachteiligung von Frauen durch 
eine strukturelle Stärkung in den Blick 
zu nehmen. Aus diesem Grund wurde 
auf Initiative der SPD-Fraktion im Ko-
alitionsvertrag die Gründung einer 
neuen Bundesstiftung festgeschrie-
ben. Das dazugehörige Gesetz wurde 
am Donnerstag verabschiedet. 
  
Die Einrichtung wird sich wissen-
schaftlich fundiert mit der Gleichstel-
lung von Frauen und Männern in Poli-
tik, Wirtschaft und Wissenschaft aus-
einandersetzen. Mit der Stiftung wird 
ein neuer Weg in der Gleichstellungs-
politik beschritten. „Die Stiftung hat 
das Potenzial, den Kulturwandel für 
eine geschlechtergerechte Gesell-
schaft herbeizuführen“, sagte Jo-
sephine Ortleb, Mitglied des Familien-
ausschusses.  
 
Die Stiftung soll die Gleichstellung von 
Frauen und Männern in Politik, Wis-
senschaft und Wirtschaft wissen-
schaftlich aufarbeiten, so die bereits 
vorhandene Datenlage ausbauen und 
schaulich aufbereiten. Darüber hinaus 
sollen Forschungslücken geschlossen 

http://www.schwarzel%C3%BChr-sutter.de/
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werden. Außerdem soll die Bundesre-
gierung bei der Umsetzung und dem 
Ausbau ihrer ressortübergreifenden 
Gleichstellungsstrategie beraten wer-
den. Hierfür werden Evaluationen in 
Auftrag gegeben, die Zivilgesellschaft 
einbezogen und Kennzahlen, wie bei-
spielsweise der Gender Pay Gap, als 
Indikatoren genutzt.  
 
Darüber hinaus soll die Stiftung Infor-
mationen bereitstellen, Ideen entwi-
ckeln, Bürger:innen, Kommunen, 
Verbände und Unternehmen stärken 
und ein offenes Haus für die Gleich-
stellung sein. Dafür werden bereits in 
diesem Jahr drei Millionen Euro inves-
tiert. Die Stiftung wird die Gleichstel-
lung der Geschlechter in allen Lebens-
bereichen beschleunigen. Sie ist ein 
Meilenstein für die Gleichstellungspo-
litik in Deutschland. 
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Discounter müssen 
alte Handys, Rasierer 
und Taschenlampen 
zurücknehmen 
Der Deutsche Bundestag hat 
eine Änderung des Elektro- 
und Elektronikgerätegeset-
zes beschlossen. Spätestens 
ab dem 1. Juli 2022 sollen 
Verbraucher:innen Elektroalt-
geräte auch bei vielen Lebens-
mitteleinzelhändlern kostenlos 
abgeben können. 
 
Für kleine Elektroaltgeräte, wie Han-
dys oder Taschenlampen, gilt dies un-
abhängig vom Neukauf eines Pro-
dukts. Für größere Altgeräte gilt es 
beim Kauf eines entsprechenden 
neuen Artikels. Mit der erweiterten 
Rücknahmepflicht für Elektroaltgeräte 
wird es für Verbraucher:innen leich-
ter, Altgeräte abzugeben. Dies erhöht 
die Sammelquote und führt mehr Ge-
räte als bisher einem hochwertigen 
Recycling zu. 

Rund 86 Prozent der gesammelten 
Elektroaltgeräte wurden im Jahr 2018 
recycelt. Allerdings wurden nur rund 
43 Prozent der in Verkehr gebrachten 
Elektroaltgeräte auch wirklich gesam-
melt. Um diese Menge zu steigern, er-
weitert die Bundesregierung mit der 
Gesetzesnovelle die bereits bestehen-
den Rücknahmepflichten auf Discoun-
ter, Supermärkte und weitere Lebens-
mitteleinzelhändler.  

Voraussetzung ist, dass deren Laden-
fläche größer als 800 Quadratmeter 
ist und dass sie selbst mehrmals im 
Jahr Elektrogeräte anbieten. Hierfür 
reicht auch bereits der regelmäßige 
Verkauf von Lampen aus. 

https://portalb.dbtg.de/presseverteiler/,DanaInfo=www.bmu.de,SSL+lt.php?tid=fUsBDwAFUlcMVUwEAAICFQUGBQYeVQ0CUk8PBwNVU1gBD1QNDwRPVAcBUgQDW1QVUAlQVh4DDVkHT1gCVQQYWlMGAwtdDQsFAFwCT1BSUg0EUQVbHlJRVFBPDQpRBhhYAwIKFQpTAVNRVVkHClcHDQ
https://portalb.dbtg.de/presseverteiler/,DanaInfo=www.bmu.de,SSL+lt.php?tid=fUsBDwAFUlcMVUwEAAICFQUGBQYeVQ0CUk8PBwNVU1gBD1QNDwRPVAcBUgQDW1QVUAlQVh4DDVkHT1gCVQQYWlMGAwtdDQsFAFwCT1BSUg0EUQVbHlJRVFBPDQpRBhhYAwIKFQpTAVNRVVkHClcHDQ
https://portalb.dbtg.de/presseverteiler/,DanaInfo=www.bmu.de,SSL+lt.php?tid=fUsBDwAFUlcMVUwEAAICFQUGBQYeVQ0CUk8PBwNVU1gBD1QNDwRPVAcBUgQDW1QVUAlQVh4DDVkHT1gCVQQYWlMGAwtdDQsFAFwCT1BSUg0EUQVbHlJRVFBPDQpRBhhYAwIKFQpTAVNRVVkHClcHDQ
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Künftig sollen Elektroaltgeräte mit ei-
ner Kantenlänge von bis zu 25 cm 
auch dort abgeben werden können. 
Diese Regel gilt unabhängig vom 
Neukauf eines Artikels und auch für 
Produkte, die vorher nicht in diesem 
Laden oder derselben Kette gekauft 
wurden. Alles, was größer als 25 Zen-
timeter ist, kann nur dann im Lebens-
mitteleinzelhandel abgegeben wer-
den, wenn dort ein vergleichbares 
Produkt gekauft wird.  

Künftig müssen bundesweit alle Sam-
melstellen einheitlich mit einer Kenn-
zeichnung der Stiftung ear versehen 
werden. Auf diese Weise sollen Ver-
braucherinnen und Verbrauchern 
Sammelstellen schnell erkennen. 

Die Gesetzesänderung schließt bishe-
rige Lücken, damit Onlinehändler ih-
ren Kunden auch wirklich bei jedem 
Kauf von neuen Elektrogeräten eine 
kostenlose Abholung und Entsorgung 
der alten Geräte aktiv anbieten. Au-
ßerdem sollen Betreiber elektroni-
scher Marktplätze und Fulfillment-
Dienstleister künftig prüfen, ob die 
Hersteller der Produkte, die auf ihrer 
Plattform verkauft werden, bei der 
Stiftung ear registriert sind.  

Kein Hersteller soll mehr Zugang zum 
Markt erhalten, der sich seiner Pflich-
ten entzieht. Das ist wichtig, um die 
Herstellerpflichten nach dem Elektro- 
und Elektronikgerätegesetz durchzu-
setzen. Und es soll Wettbewerbsnach-
teile für Hersteller vermeiden, die sich 
rechtskonform verhalten. 

Bundesumweltministerin Svenja 
Schulze: „Leicht erreichbare Sammel-
stellen sind die beste Voraussetzung, 
um alte Elektrogeräte richtig zu ent-
sorgen. Werden Altgeräte ordentlich 
gesammelt, können Schadstoffe ver-
lässlich ausgeschleust und wertvolle 
Rohstoffe zurückgewonnen werden“. 

Die Änderung des Elektro- und Elekt-
ronikgerätegesetzes muss nun noch 
den Bundesrat passieren und soll am 
1.1.2022 in Kraft treten. Für den Han-
del gilt dann eine Übergangsfrist von 
sechs Monaten. 
 
Über die verbesserte Sammlung hin-
aus will die Bundesregierung sicher-
stellen, dass die getrennt gesammel-
ten Altgeräte hochwertig recycelt und 
Schadstoffe vermehrt aus dem Stoff-
kreislauf ausgeschleust werden. 
Hierzu hat das Bundeskabinett im 
März 2021 die Behandlungsverord-
nung beschlossen. Erstmals werden 
auch Photovoltaik-Module erfasst und 
Regeln für deren Recycling aufge-
stellt. Ziel ist es, das Verfahren für die 
Behandlungsverordnung noch vor der 
Sommerpause 2021 abzuschließen. 
Hierzu muss der Bundesrat noch be-
teiligt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
facebook.com/schwarzeluehr-sutter 
  

https://portalb.dbtg.de/presseverteiler/,DanaInfo=www.bmu.de,SSL+lt.php?tid=fUtXWV8HBgEMXUxQBwUCFQUHUloeVlBTUU8IUFFQVAsFBFMAAQZPVAcBUgQDW1QVUAlQVh4DDVkHT1gCVQQYWlMGAwtdDQsFAFwCT1BSUg0EUQVbHlJRVFBPDQpRBhhYAwIKFQpTAVNRVVkHClcHDQ
https://portalb.dbtg.de/presseverteiler/,DanaInfo=www.bmu.de,SSL+lt.php?tid=fUtXWV8HBgEMXUxQBwUCFQUHUloeVlBTUU8IUFFQVAsFBFMAAQZPVAcBUgQDW1QVUAlQVh4DDVkHT1gCVQQYWlMGAwtdDQsFAFwCT1BSUg0EUQVbHlJRVFBPDQpRBhhYAwIKFQpTAVNRVVkHClcHDQ
https://portalb.dbtg.de/presseverteiler/,DanaInfo=www.bmu.de,SSL+lt.php?tid=fUtXWV8HBgEMXUxQBwUCFQUHUloeVlBTUU8IUFFQVAsFBFMAAQZPVAcBUgQDW1QVUAlQVh4DDVkHT1gCVQQYWlMGAwtdDQsFAFwCT1BSUg0EUQVbHlJRVFBPDQpRBhhYAwIKFQpTAVNRVVkHClcHDQ
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AUS DER REGION 

 
 

Familien und Corona: 
Wir müssen noch 
lange für jedes Alter  
Hilfen anbieten  

Mit den finanziellen Hilfen der 
Bundesregierung lassen sich 
die wirtschaftlichen Nöte der 
Familien während der Corona-
Krise abfedern, die psychoso-
zialen Probleme lösen sie nur 
bedingt. Das ganze Spektrum 
der offenen Fragen, aber auch 
die Widersprüchlichkeit der 
Interessen machte am Freitag 
die Online-Diskussion mit un-
serer Bundesfamilienministe-
rin Franziska Giffey deutlich. 
Da wird noch lange viel aufzu-
holen sein. 

Vor einem Jahr war die Bundesfamili-
enministerin mit Rita Schwarzelühr-
Sutter im Lauchringer Familienzent-
rum verabredet gewesen. Die begin-
nende Corona-Krise hatte damals den 
Besuch vereitelt. Ein Jahr später ver-
hindert die Pandemie noch immer die 
persönliche Begegnung mit den Fami-
lienakteuren am Hochrhein. Stattdes-
sen fand das Treffen jetzt im Rahmen 
eines gut besuchten Online-Dialoges 
statt, der über Facebook in die Com-
munity der SPD-Bundestagsabgeord-
neten gestreamt wurde. Das zentrale 
Thema waren die Belastungen der Fa-
milien durch die Pandemiefolgen. 

 

„Alle sind belastet in der Familie“, von 
klein bis alt“, fasst Rita Schwarzelühr-
Sutter zu Beginn der Runde zusam-
men, was sie in ihren zahlreichen Ge-
sprächen mit Eltern und Familienor-
ganisationen erfahren hat. Mit neuen 
Begriffen wie „mütend“ – einer Kom-
bination aus „müde“ und „wütend“ 
werde nach einem Jahr Pandemie dje 
Stimmungslage beschrieben.  

Und das ist nicht nur ein Gefühl. „Die 
belastende Lage ist wissenschaftlich 
belegt“, sagt Bundesfamilienministe-
rin Franziska Giffey. Und damit seien 
nicht so sehr die finanziellen Aspekte 
des Problems gemeint. Als besonders 
herausfordernd bezeichnete sie die 
Nicht- Planbarkeit und die fehlende 
Perspektive. Das habe insbesondere 
die Öffnungsfrage für Kitas und Schu-
len ein Jahr lang erschwert. 
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Das Bundesfamilienministerium habe 
sich in dieser Zeit immer dafür einge-
setzt, dass Kitas und Schulen mög-
lichst lange offenbleiben, wenn gleich-
zeitig ein hohes Maß an Sicherheit zu 
gewährleisten war. Die dafür notwen-
digen finanziellen Mittel und Maßnah-
men seien über eine Vielzahl von 
Hilfspaketen auf den Weg gebracht 
und zur Verfügung gestellt worden. 

Als sehr viel schwieriger bezeichnete 
die SPD-Bundesfamilienministerin die 
Bewältigung der Bildungs- und Bin-
dungslücken, die in der Corona-Krise 
entstanden seien. Genauso wie die 
Sport- und Freizeitdefizite seien diese 
nicht einfach aufzuholen. Die Bewälti-
gung der psychosozialen Krise müsse 
deshalb große Priorität bekommen.  

Dafür sei es notwendig, dass Bund 
und Länder ein Aufholpaket zur Verfü-
gung stellen. Als Beispiele nannte sie 
unter anderem die Sprachkitas für die 
frühkindliche Bildung und zusätzliche 
Sozialarbeit, aber auch die Stärkung 
außerschulischer Freizeitangebote. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Trotzdem sei es unvermeidbar, dass 
es auch für Kitas und Schulen eine 
Notbremse geben müsse. Die bundes-
einheitliche Regelung, die mit der Än-
derung des Infektionsschutzgesetzes 
zu treffen sei, werde hier die notwen-
dige Klarheit schaffen.  

Mit der Notbremse entstehe für alle, 
die schon seit Monaten im Fernunter-
richt seien, noch einmal eine zusätzli-
che Belastung. Als besonders wichtig 
bezeichnete Franziska Giffey, dass in 
Kitas und Schulen zusätzliche Sicher-
heit geschaffen werde. Als wichtigen 
Schritt bezeichnete sie in diesem Zu-
sammenhang die neue Impfpriorisie-
rung von Lehrern und Erziehern.  

Testen und Impfen bleiben aus ihrer 
Sicht die wichtigsten Instrumente. 
Wenn jetzt zweimal in der Woche ge-
testet werde, müsse das kindgerecht 
erfolgen. Und solange noch kein Impf-
stoff für die unter 12-Jährigen zur 
Verfügung stehe, müsse über die 
Impfung der älteren Jahrgänge ein 
Schutzcocon gebildet werden. 
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Das ganze Spannungsfeld der Pande-
miebewältigung macht die Diskussion 
deutlich. Beiträge der Schüler, Eltern 
und Verantwortlichen in der Familien-
betreuung spiegeln Unsicherheit und 
teilweise widersprüchliche Erwartun-
gen zwischen dem gesundheitlichen 
Schutzbedürfnis und dem psychosozi-
alen Kindeswohl wider.  

Kita- und Schulschließungen werden 
in den Vergleich gesetzt zur fehlenden 
Homeoffice-Pflicht für Arbeitnehmer: 
innen. Schnelltests werden als schäd-
lich für Kinder gewertet, und die Kurz-
fristigkeit von Kita- und Schulschlie-
ßungen wird nach 13 Monaten Pande-
mie als vermeidbar empfunden. Im 
Gegenzug wird fehlende Verfügbar-
keit von Tests in Bildungseinrichtun-
gen ebenso beklagt wie mangelnde 
Aufklärung und klare Handlungslinie. 

„Dass die Kita kostenlos wird …“ ist ei-
nes der Themen, die eher von grund-
sätzlicher Bedeutung sind und in Ba-
den-Württemberg von der Landesre-
gierung entgegen aller SPD-Initiative 
nicht umgesetzt werden. In dem Zu-
sammenhang weist die Familienminis-
terin darauf hin, dass Familien mit ge-
ringem Einkommen auch hierzulande 
von Kita-Gebühren zu befreien sind. 

Franziska Giffey macht deutlich, dass 
offene Kitas und Schulen auch weiter 
oberste Priorität haben werden. Die 
bundeseinheitliche Notbremse werde 
deshalb in diesem Bereich bei einer 
höheren Inzidenz als 100 eingesetzt.  
Das sei aber nur möglich mit einem 
konsequenten Testregime zur Über-
wachung des Infektionslage, weil die 
Virusmutante B.1.1.7 gerade zuneh-
mend jüngere Menschen gefährde. 

Nachzuhören ist unser OnlineDialog 
mit Franziska Giffey bei mir unter  
facebook.com/schwarzeluehr-sutter 

 

Frage der Sicherheit:  
Wie sehr gefährdet der  
Klimawandel den  
Zusammenhalt der Welt? 

Welche Gefahren entstehen 
durch den Klimawandel für die 
Welt? Ist möglicherweise der 
Weltfrieden in Gefahr? Auf je-
den Fall werden die Folgen des 
Klimawandels zu weiterer Mig-
rationsbewegungen führen.  
 
Über diese Frage diskutierten in der 
vergangenen Woche der außenpoliti-
sche Sprecher der SPD-Bundestags-
fraktion, Nils Schmid, und die Parla-
mentarische Staatssekretärin im Bun-
desumweltministerium, Rita Schwar-
zelühr-Sutter, in einem Online-Dialog 
auf Instagram-Live. 
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Die Waldshuter SPD-Bundestagsab-
geordnete machte deutlich, dass Ent-
wicklungsländer schon viel früher und 
viel intensiver die Folgen des Klima-
wandels zu spüren bekommen haben. 
Und das, obwohl sie definitiv nicht zu 
den Verursachern der globalen Erder-
wärmung gehören. 
 
Daraus ergeben sich zwei Fragen: Wie 
können die Industrieländer die Treib-
hausgase möglichst rasch vermeiden? 
Und wie können sie die Entwicklungs- 
und Schwellenländer darin bestärken, 
nicht die gleichen Fehler zu machen 
und noch einmal in fossile Technolo-
gien zu investieren. Stattdessen sei es 
wichtig, diese Länder bei einer resili-
enten Entwicklung zu unterstützen. 
Hierbei spielen die Verbindung über 
die Vereinten Nationen (UN) eine ent-
scheidende Rolle. 
 
Jeden Konjunktur-Euro in  
die richtige Richtung lenken  
 
Ein UN-Sonderbeauftragter für Klima 
und Sicherheit sei eine der Ideen, so 
Nils Schmid, um das Thema kontinu-
ierlich auf internationaler Ebene zu 
thematisieren. Als Beispiel für die 
Notwendigkeit von Vermittlung und 
Maßnahmen nennt er die Landkon-
flikte zwischen den Nomaden und 
Ackerbauern in der Sahelzone, in der 
Klimawandel zur Minimierung der ge-
meinsam genutzten Fläche führt.   
 
Mit dem Pariser Klimaschutzabkom-
men und dem deutschen Klimaschutz-
gesetz seien an entscheidender Stelle 
wichtige Hebel umgelegt worden, sagt 
die Umwelt-Staatssekretärin. Und die 
erste Bilanz 2020 sei positiv gewesen, 
die Ziele erreicht worden. In Teilen sei 
das zwar auch Corona geschuldet, 
umso mehr sei es jetzt wichtig, mit 
dem aktuellen Konjunkturpaket jeden 
Euro in die richtige Richtung zu bewe-

gen und nicht in verlorene Investio-
nen zu stecken. Dazu zählt sie unter 
anderem die erneuerbaren Energien, 
die Wasserstofftechnologie und die 
Gebäudesanierung.  
 
Die beiden SPD-Bundestagsabgeord-
neten machten auch deutlich, dass 
der neue Energiebedarf für Deutsch-
land und Europa, aber auch für ganz 
andere Länder, die über erneuerbare 
Ressourcen wie Sonne und Wind ver-
fügen, eine neue Zukunftschance bie-
ten. Beispielsweise verändert das per-
spektivisch die Bedeutung der afrika-
nischen Länder. Deutschland könnte 
in diesem Veränderungsprozess die 
Rolle eines „ehrlichen Maklers“ zuteil-
werden. Gerade wegen seiner radika-
len Energiewende – raus aus der 
Kohle, weg vom Atom – werde 
Deutschland als Vorbild gesehen und 
nach Ergebnissen gefragt.  
 
Klimaschutz als globale Aufgabe eröff-
net aus der Sicht von Nils Schmid und 
Rita Schwarzelühr-Sutter Felder für 
die internationale Zusammenarbeit 
von Staaten, deren nationale Interes-
sen sonst eher gegensätzlich sind. Als 
Beispiel nennen die beiden SPD-Politi-
ker die jetzt geplanten Klimagesprä-
che zwischen den USA und China. Die 
Weiterentwicklung der internationa-
len Emissionshandels werten bezeich-
nen sie als zentrales Instrument einer 
globalen Klimaschutzstrategie.  
 
Nachzuhören ist der Insta-Dialog zwi-
schen Nils Schmid und Rita Schwar-
zelühr-Sutter unter folgendem Link: 
 
https://youtu.be/wOPpm7Qbd_I 
.  

 

 

Foto: Thomas Schelb 
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MITMACHEN!  
Bundespreis 
UMWELT & BAUEN 
ausgeschrieben 
Der vom Bundesministerium für Um-
welt, Naturschutz und nukleare Si-
cherheit (BMU) und vom Umweltbun-
desamt (UBA) initiierte Bundespreis 
UMWELT&BAUEN würdigt Projekte, 
die Ideen eines neuen Bauhauses im 
Sinne von ganzheitlich nachhaltigen 
Gebäuden bereits heute realisieren.  
 
2021 wird der Preis zum zweiten Mal 
verliehen, diesmal in vier Kategorien. 
Bewerben können sich alle Akteur:in-
nen aus dem Baubereich. Teilnahme-
schluss ist am 25. Mai 2021. Verliehen 
wird der Preis am 7. September 2021. 

Die Diskussionen um die Klima-, Um-
welt- und Gesundheitsauswirkung von 
Gebäuden ist in der Mitte der Gesell-
schaft angekommen. Themen wie der 
Primärenergiebedarf, die graue Ener-
gie oder gesundes Bauen sind nicht 
länger nur Expertinnen und Experten 
ein Begriff. Sie finden auch bei priva-
ten und öffentlichen Bauherr:innen 
zunehmend  Beachtung.  

Zukunftsfähige Ideen und Lösungen 
werden schon jetzt umgesetzt. Der 
Bundespreis UMWELT&BAUEN zeich-
net Leuchtturmprojekte für nachhalti-
ges Bauen aus und trägt dazu bei, die 
Vision der EU-Kommission für ein 
„Neues Europäisches Bauhaus“ mit 
Leben zu füllen. 

Bauherren und Bauträger, Büros für 
Architektur, Gebäudetechnik-, Stadt- 
oder Landschaftsplanung, Hersteller 
oder Forschungseinrichtungen sind 
eingeladen, sich mit ihren Projekten 
zu bewerben. 

GETWITTERT 

 
----------------------------------------- 

 
----------------------------------------- 

https://www.umweltbundesamt.de/bundespreis-umwelt-bauen-start
https://www.umweltbundesamt.de/bundespreis-umwelt-bauen-start


  

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Liebe Leserin, lieber Leser,  
 
und zum guten Schluss noch ein weiterer Screenshot aus einer Videokonferenz. 
Persönliche Begegnungen sind mir wichtig. Und meine Besuche im Lauchringer 
Familienzentrum (FAZ) ganz besonders. Bitte haben Sie Verständnis, wenn ich 
Sie in diesen Tagen trotzdem darum bitte, dass wir uns online austauschen. Aus 
nachvollziehbaren Gründen … 
… so, wie neulich beim FAZ-Gespräch. Die Akteure dort leisten in der Pandemie-
Zeit Hervorragendes: eine Senioren-WG, das Bauwagen-Projekt und viele kluge 
Ideen, um ihr soziales Netzwerk in der Krise lebendig zu halten. Chapeau! 
 
Ich hoffe, Sie hatten eine informative Lektüre! Gerne können Sie sich jederzeit 
bei mir melden. Wir gehen online und tauschen uns aus. Oder Sie besuchen mich 
auf meiner Webseite und folgen mir auf Facebook, Twitter und Instagram. Mit 
den QR-Codes auf einzelnen Seiten dieses Newsletters geht das ganz einfach. 
 

 
 
Kontakt 
 
Abgeordnetenbüro Berlin: 
 
Rita Schwarzelühr-Sutter, MdB 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 
T: 030 – 227 73 071 
F: 030 – 227 76 173 
M: rita.schwarzeluehr-sutter@bundestag.de 

Wahlkreisbüro Waldshut-Tiengen: 
 
Rita Schwarzelühr-Sutter, MdB 
Wallstr. 9 / Kaiserstr. 22 
79761 Waldshut-Tiengen 
T: 07751 – 91 76 881 
F: 07751 – 91 76 882 
M:rita.schwarzeluehr-sutter.wk@bundestag.de 
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